
 

10. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Anschlussbeiträgen, 

Abwassergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse in der Stadt Wuppertal vom 

16.12.2008 vom…………. 

 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch 

Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496), in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 

1,2,4,6,7,8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 

vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 

08.09.2015 (GV. NRW. 2015 S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,  des § 54 des 

Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S 

926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07 2016 (GV. NRW. 2016, S. 559ff.), in der jeweils 

geltenden Fassung ), sowie des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum 

Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559ff.), in der jeweils 

geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am  die folgende 

Satzung beschlossen: 

 

I. 

Die Satzung über die Erhebung von Anschlussbeiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 

Grundstücksanschlüsse in der Stadt Wuppertal vom 16.12.2008 in der Fassung der 9. Änderung vom 

20.12.2015 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

 

1. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen erhebt die Stadt nach §§ 4 Abs. 2, 6 

KAG und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 

Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. Durch die Benutzungsgebühr wird 

gleichzeitig der auf die Eigentümer oder die Eigentümerin entfallende Anteil der von der Stadt nach § 

1 Abs. 1 Satz 1 und § 2 Abs. 2 AbwAG NRW zu zahlenden Abwasserabgabe gemäß § 2 Abs. 1 AbwAG 

NRW abgewälzt.“ 

2. In § 4 Abs. 2 S. 4 wird vor dem Teilsatz „sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein 

Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt“ die Ziffer „4.“ eingefügt. 

3. In § 4 Abs. 5 S. 6 wird die Vorschrift „§ 25“ ersetzt durch die Vorschrift „§ 27“. 

4. In § 4 Abs. 5 S.7 werden die Worte „bis zum 31. Juli“ ersetzt durch die Worte „ innerhalb eines 

Monats nach der jährlichen Turnusablesung“  

5.  In § 9 werden ersetzt in 

- Abs. 1 die Ziffern „2,90“ durch die Ziffern „2,95“ 



- Abs. 2 die Ziffern „1,55“ durch die Ziffern „1,59“ 

- Abs. 3 die Ziffern „1,99“ durch die Ziffern „1,95“ 

- Abs. 4 die Ziffern „4,35“ durch die Ziffern „4,43“ 

- Abs. 5 Satz 1 die Ziffern „108,87“ durch die Ziffern „111,87“ 

- Abs. 5 Satz 2 die Ziffern „107,80“ durch die Ziffern „111,87“. 

6. In § 9 Abs. 2 wird der Verweis auf die Vorschrift „§ 4 Abs. 9“ durch den Verweis auf die Vorschrift 

„§ 4 Abs. 6“  ersetzt. 

7.  Die Schriftgröße des § 9 Abs. 4 wird auf dieselbe Schriftgröße der anderen Absätze des § 9 

angepasst. 

8. In § 12 Abs. 3 S. 4 werden die Anführungszeichen am Ende des Satzes gestrichen. 

9. In § 13 Abs.3 Satz 1 wird nach dem Wort „Erhebungszeitraums“ eingefügt: „ ,im Falle des § 13 Abs. 

2 entsteht die Schmutzwassergebühr mit Ablauf des Ablesezeitraums.“ 

10. § 13 Abs. 3 S. 2 wird wie folgt formuliert: „Endet das Benutzungsverhältnis vor Ablauf des 

Erhebungs- bzw. Ablesezeitraums, entsteht die Gebühr mit Ende des Benutzungsverhältnisses.“ 

11. In § 13 Abs. 7 werden die Anführungszeichen am Ende des Satzes gestrichen. 

12. In § 14 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Erhebungszeitraum“ eingefügt: „bzw. Ablesezeitraum“ 

13. In § 14 Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Erhebungszeiträume“ eingefügt: „bzw. 

Ablesezeiträume“ 

14. § 19 Abs. 2 Buchstabe b) erhält am Ende des Satzes anstatt des Semikolons einen Punkt. 

15.  § 25 Abs. 1 S. 1 wird wie folgt gefasst:  

„Ersatzpflichtig ist, wer bei Entstehung des Ersatzanspruchs Eigentümer oder Eigentümerin des 

angeschlossenen Grundstücks bzw. der angeschlossenen Grundstücke ist.“  

II. 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 


